Geſetz- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 113. 


= (Nr. 6896.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Oeſterreich, betreffend die Erweiterung 
' der Eiſenbahnverbindungen zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten. 
Vom 5. Auguſt 1867. 


HOeſterreich, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahnverbindungen zwiſchen den 

hleiderſeitigen Staatsgebieten zu erweitern, haben zur Vereinbarung des bei dem 

Prager Friedensſchluſſe in der Erklärung d. d. Prag, den 23. Auguſt 1866. 
vorbehaltenen Staatsvertrages zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Regierungsrath Ludwig Auguſt 
Wilhelm Heiſe, 


Allerhöchſtihren Wirklichen Legationsrath Paul Ludwig Wilhelm 
Jordan; 


Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich: 


Allerhöchſtihren Miniſterialrath und General⸗Inſpektor der Eiſenbahnen 
Johann Ferdinand Wagner, Ritter von Wagensburg, 


welche, nach geſchehener Mittheilung und nee Anerkennung ihrer Voll⸗ 
machten, unter dem Vorbehalte der Ratifikation über folgende Punkte überein⸗ 
gekommen ſind: a 

\ Artikel J. 


5 Nach der bei Unterzeichnung des Friedensvertrages zwiſchen Preußen und 
Oeſterreich vollzogenen Erklärung d. d. Prag, den 23. Auguſt 1866. hat 
| J) die Königlich Preußiſche Regierung Sich verpflichtet, die Herſtellung einer 
Eiſenbahn von einem geeigneten Punkte der Schleſiſchen Gebirgsbahn 
bei Landshut nach der Oeſterreichiſchen Grenze bei Liebau in der Rich⸗ 
tung auf Schwadowitz zuzulaſſen und zu fördern; wogegen 
2) die Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſche Regierung Ihrerſeits die Herſtel⸗ 
\ lung einer Eiſenbahn von einem geeigneten Punkte der Prag⸗Brünner 
Jahrgang 1867. (Nr. 6896.) 232 Eiſen⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 21. Oktober 1867. 


N Sa Majeſtät der König von Preußen und Seine Majeſtät der Kaiſer von 


4106 
bis zur Preu 


u 


bei Wildenſchwert 


N ee 


ischen Grenze bei Mittelwalde 
in der Richtung auf Glatz in gleicher Weiſe geſtatten und fördern \ ird 


Artikel II. 


Bahnſtrecke teftgeleg en Friſt Mittheilung machen. 
Sollte die 


welchem die Preußiſche Strecke ausgebaut und dem Betriebe übergeben ſein w 
zur Einhaltung derſelben Friſt für die Vollendung der Oeſterreichiſchen B 
ſtrecke und für die Eröffnung des Betriebes auf derſelben wird die 1 


— 1767 


Königlich Oeſterreithiſche Megterung auch die von Ihr Eonpeffloniete Defterreichifehe 
Privatunternehmung verpflichten und anhalten, der im Uebrigen keine Bedingungen 


erſichtlichen Konzeſſionsbedingungen. 

Sollte die Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſche Regierung bis zum Ablaufe 
der vorgedachten ſechsmonatlichen Friſt der Königlich Preußiſchen Regierung weder 
Ighre Entſchließung zum Ausbau der Oeſterreichiſchen Bahnſtrecke auf Staats⸗ 
koſten, noch die erfolgte Konzeſſionirung einer Oeſterreichiſchen Privatunternehmung 
notifizirt haben, oder ſollte fie bereits früher auf die Ausführung auf Staatskoſten 
und auf die Konzeſſionirung einer Oeſterreichiſchen Privatunternehmung durch eine 
gegen die Königlich Preußiſche Regierung abgegebene Erklärung verzichten, ſo 
wird Sie alsdann unverweilt demſelben Unternehmer, welcher für den Preußiſchen 
Theil der Bahn die Konzeſſion erhalten hat, nach Maaßgabe dieſes Vertrages 
und unter Zugrundelegung der aus der Anlage A. erfichtlichen Beſtimmungen, 
mit Feſtſetzung des den obigen Abreden entſprechenden Vollendungstermins, die 
Konzeſſion auch für den in Oeſterreich belegenen Theil dieſer Eiſenbahn ertheilen 
und davon der Königlich Preußiſchen Regierung Kenntniß geben. 

. Unter denſelben Vorausſetzungen wird die Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſche 
Regierung auch der Königlich Preußiſchen Regierung, falls dieſelbe 15 etwa ent⸗ 
ſchloſſen haben ſollte, die hier in Rede ſtehende Bahn in Ihrem Gebiete, als 
Staatsbahn herzuſtellen und zu betreiben, auf einen entſprechenden Antrag die 
Konzeſſion zum Bau und Betriebe der in das Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſche 
Gebiet fallenden Bahnſtrecke unter gleich günſtigen Bedingungen ertheilen. 


Artikel V. 


„Die Punkte, wo die im Artikel I. genannten Eiſenbahnen die Landesgrenzen 
überſchreiten werden, ſollen auf Grund der von den betreffenden a 
Verwaltungen auszuarbeitenden Projekte nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende 
llechniſche Kommiſſarien näher beſtimmt werden. Br 
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auferlegt werden ſollen, welche ungünſtiger wären, als die aus der Anlage A 


C 


5 Artikel VI. 


Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahnen ſoll in Uebereinſtimmung 
mit den anſchließenden Bahnen vier Fuß acht und einen halben Zoll Engliſchen 
Maaßes im Lichten der Schienen betragen. 

Auch im Uebrigen ſollen die nach dieſem Vertrage zu bauenden Eiſen⸗ 
bahnen und deren Betriebsmittel dergeſtalt nach gleichmäßigen Grundſätzen her⸗ 
geſtellt werden, daß letztere von und nach den anſchließenden Bahnen ungehindert 
übergehen oder auch gemeinſchaftlich benutzt werden können. 4 

Die von einer der kontrahirenden Hohen Regierungen geprüften Betriebs⸗ 
mittel werden ohne nochmalige Prüfung auch auf den in dem Gebiete der anderen 
liegenden Bahnſtrecken zugelaſſen werden. : 


Artikel VII. 


Die beiden kontrahirenden Hohen Regierungen verpflichten Sich, zuzulaſſen 
und anzuordnen, daß 


1) die Schwadowitz⸗Landshuter Bahn mit der Schleſiſchen Gebirgsbahn, 
92 die Glatz⸗Wildenſchwerter Bahn mit der Prag⸗Brünner Eifenbahn 


in unmittelbare, den Uebergang der Betriebsmittel geſtattende Schienenverbindung 
geſetzt wird, und wird eine jede der kontrahirenden Hohen Regierungen in Ihrem 
Gebiete dafür Sorge tragen, daß für die Herſtellung des betreffenden Anſchluſſes 
keine Bedingungen geſtellt werden, welche das Zuſtandekommen des Unternehmens 
ſelbſt erſchweren würden. 

Sollten die reſp. Unternehmer die vorerwähnten Bahnen in die beſtehen⸗ 
den Bahnhöfe zu Ruhbank beziehungsweiſe Wildenſchwert einzuführen beabſichtigen, 
ſo werden die beiderſeitigen Regierungen thunlichſt darauf hinwirken, daß über 

die erforderliche gemeinſchaftliche Benutzung der genannten beiden Bahnhöfe und 3 
a Betriebsanlagen ein angemeſſenes Uebereinkommen zu Stande gebracht 1 
werde. i 


Artikel VIII. 


Die volle Landeshoheit (alſo auch die Ausübung der Juſtiz⸗ und Polizei- 
gewalt) bleibt in Anſehung der das Königlich Preußiſche und beziehungsweiſe das 
aiſerlich Königlich Oeſterreichiſche Gebiet durchſchneidenden Bahnſtrecken auf dem 
Preußiſchen Gebiete Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen und auf dem 
Oeſterreichiſchen Gebiete Seiner Majeſtät dem Kaiſer von Oeſterreich ausſchlie⸗ 
lich vorbehalten. AR 


Artikel IX. 


Die Hohen Regierungen werden zur Handhabung des Ihnen über die 
Bahnſtrecken in Ihrem Gebiete dz Hoheits⸗ und Aufſichtsrechts beſtin⸗ 
dige Kommiſſarien beſtellen, welche die Beziehungen ihrer Regierungen zu den 
Eiſenbahnverwaltungen in allen denjenigen Fällen zu vertreten haben, welche nich! 8 

zu 


zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der kompetenten Landes⸗ 
behörden geeignet ſind. a 
a ö Artikel X. 


Betrieb führenden Eiſenbahngeſellſchaften oder Eiſenbahnverwaltungen im All⸗ 


gemeinen derjenigen Regierung, in deren Gebiete dieſelben ihren Sitz haben. 


Artikel XI. 


Sollte eine Oeſterreichiſche Unternehmung innerhalb des Königlich Preußi⸗ 
ſchen Landesgebietes, oder ein Preußiſcher Unternehmer innerhalb des Kaiſerlich 


Königlich Oeſterreichiſchen Landesgebietes den Bau oder den Betrieb einer der im 
Mitikel I. gedachten Eiſenbahnen ganz oder theilweiſe übernehmen, ſo hat ſich 


derſelbe rückſichtlich aller aus der Anlage und beziehungsweiſe dem Bahnbetriebe 


herzuleitenden Entſchädigungsanſprüche der Gerichtsbarkeit und den Geſetzen des 
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Staates zu unterwerfen, in welchem die Schadenszufügung ſtattgefunden hat. 
Artikel XII. f 


Artikel XIII. 
Die Feſtſtellung und Genehmigung der Fahrpläne und Tarife bleibt der⸗ 


N jenigen Regierung vorbehalten, in deren Gebiet die betreffende Eiſenbahnverwal⸗ 
K tung ihren Sitz hat. 


Die Tarifſätze für die in den beiderſeitigen Gebieten zu bauenden, von 


ein und derſelben Betriebsverwaltung geleiteten Bahnſtrecken ſollen nach gleichen 


5 


Grundſätzen feſtgeſtellt werden. 
Es wird ferner darauf Bedacht genommen werden daß auf jeder der 


beiden in Frage ſtehenden Eiſenbahnen in jeder Richtung mindeſtens zwei durch⸗ 
9 95 3 


hende, Perſonen befördernde, eine möglichſt bequeme Reiſeverbindung mit den 
uſchlußbahnen gewährende Züge eingerichtet, ſowie daß die ſonſtigen Betriebs⸗ 


anordnungen den Verkehrsintereſſen entſprechend regulirt werden, zu welchem 


Br 
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Zwecke Sich die kontrahirenden Hohen Regierungen bei Ertheilung der Konzeſſionen 


die erforderliche Einwirkung auf die Betriebsverwaltungen ſichern werden. 
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Artikel XIV. 


Es ſoll ſowohl hinſichtlich der Beförderungspreiſe als der Zeit der Ab 
fertigung kein Unterfchied zwiſchen den Bewohnern beider Staaten gemacht wer⸗ 
den; namentlich ſollen die aus dem Gebiete des einen Staates in das Gebiet 


des anderen Staates übergehenden Transporte weder in Beziehung auf die Ab- 7 


fertigung, noch rückſichtlich der Beförderungspreiſe ungünſtiger behandelt werden, 1 
als die aus dem betreffenden Staate abgehenden oder darin verbleibenden 


Transporte. 
Artikel XV. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem Staatsgebiete 4 
kompetenten Behörden in Gemäßheit der für jedes Gebiet geltenden Vorſchriften 


und Grundſätze zunächſt durch die Beamten der Eiſenbahnverwaltung gehand⸗ 
habt werden. 5 0 


Artikel XVI. 


Dafern die eine oder die andere der im Artikel I. genannten Eiſenbahnen n ; 


nicht in ihrer ganzen Ausdehnung von ein und demfelben Unternehmer ausgeführt 


wird, ſoll der Betriebswechſel ; 
1) auf der Landshut⸗Schwadowitzer Bahn in der Station Liebau, 
2) auf der Wildenſchwert⸗Glatzer Bahn in der Station Mittelwalde 
ſtattfinden. i : 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird in dieſem Falle dem von Ihr 


zu konzeſſionirenden Unternehmer die Verpflichtung auferlegen, den Betrieb auf 
der Strecke von der Oeſterreichiſch-Preußiſchen Grenze bis zu der Wechſelſtation 

Liebau beziehungsweiſe Mittelwalde an diejenige e zu überlaſſen , 
welcher die Ausführung des Baues und Betriebes innerhalb des Oeſterreichiſchen 
Staatsgebietes übertragen worden iſt. 

i ie Einrichtungen des Baues und Betriebes, die Konſtruktion des Ober; 
baues der Bahn und die Signal⸗Einxichtungen von der Oeſterreichiſchen Grenze 


bis zu den Bahnhöfen zu Liebau und Mittelwalde ſollen alsdann mit denjenigen 
Einrichtungen, welche in dieſen Beziehungen für die auf Oeſterreichiſchem Gebiete 5 


belegene Strecke dieſer Bahnen genehmigt werden, übereinſtimmen. 


Die Anlage und Ausrüſtung der Bahnhöfe in Liebau und Mittelwalde 8 


. ſelbſt erfolgt nach den in Preußen geltenden Grundſätzen. 
| Artikel XVII. 


en Weiſe Seitens der Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſchen Regierung jeden⸗ 
falls bindend verpflichtet werden, die ordnungsmäßige Inſtandhaltung der ihr in 
Betrieb gegebenen Strecke nebſt allen Zubehörungen, einſchließlich der nach all⸗ 
gemeinen Preußiſchen Verwaltungsgrundſätzen erforderlich werdenden Erneuerungen, 
auf eigene Koſten zu übernehmen und den Eigenthümern das auf die betreffende 
Strecke verwendete und nachzuweiſende Anlagekapital mit jährlich fünf Prozent zu 
verzinſen. Erweiterungen der urſprünglichen Bahnanlagen, welche die Königlich 
Preußiſche Regierung im Intereſſe des Verkehrs für geboten erachten möchte, 
werden auf Koſten der Eigenthümer der betreffenden Bahnſtrecke ausgeführt werden; 
doch ſollen die nachzuweiſenden Koſten ſolcher Erweiterungen dem von der betriebs⸗ 
führenden Verwaltung zu verzinſenden Anlagekapital hinzutreten. 
5 Wegen Mitbenutzung der Bahnhöfe und Bahnhofs⸗Anlagen in Liebau 
beziehungsweiſe Mittelwalde und wegen der den Eigenthümern dafür zu leiſtenden 
beſonderen Entſchädigung haben die beiderſeitigen Bahnverwaltungen, unter Vor⸗ 
behalt der Genehmigung ihrer reſp. Regierungen, gleichfalls ein Abkommen mit 
einander zu treffen. 85 
Beim Mangel eines Einverſtändniſſes haben ſich die Bahnverwaltungen 
den nach vorgängiger Verſtändigung gemeinſchaftlich zu treffenden Anordnungen 
der kontrahirenden Hohen Regierungen zu fügen. - 


Artikel XVIII. 


Auf den im Artikel XVI. bezeichneten beiden Stationen wird zur Erreichung 
des im Artikel 8. des Handels- und Zollvertrages zwiſchen den Staaten des Deut⸗ 
ſchen Zoll⸗ und Handelspereins und Oeſterreich vom 11. April 1865. bezeichneten 
Zweckes von beiden Seiten je ein Grenzzollamt gelegt und beziehungsweiſe 
ziuſammengelegt werden. g 
5 Dieſen Grenzzollämtern zu Liebau und Mittelwalde ſind mindeſtens die 
Befugniſſe eines Nebenzollamts erſter Klaſſe mit Begleitſchein⸗Aus⸗ und 
Abfertigungsbefugniß einzuräumen, und erklären Sich die kontrahirenden Hohen 
Regierungen bereit, biete Befugniſſe feiner Zeit auch zu erweitern, wenn die 
Ausdehnung des Verkehrs dies erfordern follte. f 


Bi | Artikel XIX. 

. In Betreff der durch beiderſeitige Kommiſſare feiner Zeit noch näher zu 
vberabredenden Förmlichkeiten der zollamtlichen Reviſion und Abfertigung des 

Paſſagiergepäcks und der ein- und ausgehenden Güter, ſowie der Paßxeviſion 

ertheilen beide Regierungen ſich die Zusicherung, daß die Artikel I. erwähnten 

Eiſenbahnen nicht minder günſtig, als irgend eine andere in das Ausland über⸗ 

gehende Eiſenbahnroute behandelt werden ſollen, und daß im Intereſſe der 

Forderung des Verkehrs dabei jede, nach den in beiden Staaten beſtehenden 

MR Geſetzen zuläffige Erleichterung und Vereinfachung eintreten foll. a 


Artikel XX. 


Die wegen der Handhabung der Paß- und Fremdenpolizei bei Reifen 
Sr, 6896) mittelſt 


1. 
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mittelſt der Eiſenbahn unter beiden Regierungen ſchon beſtehenden oder noch zu 
verabredenden Beſtimmungen ſollen auch auf die in Rede ſtehenden Eiſenbahn⸗ 
verbindungen Anwendung finden. a 

Ueber die den Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſchen Polizeibeamten, welche 
auf den Bahnhöfen in Liebau und Mittelwalde ſtationirt werden möchten, bei⸗ 
ulegenden Amtsbefugniffe bleibt eine beſondere Verſtändigung unter den kon⸗ 
ah kenden Hohen Regierungen vorbehalten. Die diesfällige Verhandlung ſoll 
mindeſtens drei Monate vor Inbetriebſetzung der betreffenden Eiſenbahn eröffnet 
und vor der Eröffnung des Betriebes thunlichſt vollſtändig zum Abſchluſſe ge 
bracht werden. 


Artikel XXI. 


Die Regulirung des Woft- und Telegraphenbetriebes auf den im Artikel I. 
genannten Eiſenbahnen bleibt der beſonderen Verſtändigung zwiſchen den beider- 
ſeitigen Poſt⸗ und Telegraphenverwaltungen vorbehalten. 34 

Bei der Regulirung des Poſtbetriebes wird davon ausgegangen werden, 
daß der Betriebswechſel an denſelben Punkten ſtattfinden ſoll, welche nach Ar 7 
tikel XVI. für den Eiſenbahnbetriebswechſel, beziehungsweiſe nach Artikel XVIII. 
für die Zollabfertigung in Ausſicht genommen find, und daß die Koſten des 
Poſttransports jederſeits bis zu dieſen Punkten und beziehungsweiſe von dieſen 
Punkten ab beſtritten werden. 


Axtikel XXII. 


Es werden die Königlich Preußiſche Regierung den von einer Oeſter⸗ 
reichiſchen Unternehmung auf Preußiſchem Gebiete geleiteten Betrieb, und die 
Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſche Regierung den von einem Preußiſchen Unter 
nehmer auf Oeſterreichiſchem Gebiete geleiteten Betrieb der den Gegenſtand dieſes 
Vertrages bildenden Eiſenbahnen mit keinen anderen oder höheren Abgaben 
belegen, als ſolchen, welche den Bahnbetrieb der Eiſenbahnaktiengeſellſchaften in 
dem betreffenden Staate im Allgemeinen treffen. Derſelbe Grundſatz ſoll An 
wendung finden für den Fall, daß der Betrieb auf der Preußiſchen Strecke der 
‚Landshut - Schwadowiger Bahn von der Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſchen 
Regierung, ſowie für den Fall, daß der Betrieb auf der Oeſterreichiſchen Strecke 
der Wildenſchwert⸗Glatzer Bahn von der Königlich Preußiſchen Regierung geleitet 
werden möchte. i 


Artikel XXIII. 


Für den Fall, daß die Preußiſche Strecke der Landshut⸗Schwadowitzer 

Bahn von einer Oeſterreichiſchen Unternehmung gebaut werden ſollte, und die 
Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſche Regierung in der Folge dieſe Bahn an 
kaufen beabſichtigen möchte, wird die Königlich Preußiſche Regierung Ihre Zu⸗ 
ſtimmung hierzu nicht verſagen. 5 
In gleicher Weiſe wird für den Fall, daß die Königlich Preußiſche Ne 
gierung Sich entſchließen ſollte, die von einem Preußiſchen Papa 
gebaute Wildenſchwert⸗Glatzer Eiſenbahn anzukaufen, die Kaiſerlich e 
i eſter⸗ 


De 


Gebiet 


Ablauf der für die auf 
Oeſterreichiſchem Gebiete belegenen Strecken der im Artikel I. bezeichneten Bahnen 
beſtimmten Konzeſſionsfriſten, zwiſchen den kontrahirenden Hohen Regierungen 
über die Fortführung des Betriebes auf den den Gegenſtand dieſes Vertrages 
bildenden Bahnſtrecken ein dem Verkehre und den beiderſeitigen Intereſſen ent⸗ 


Artikel XXIV. 


8 Gegenwärtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt 
ind die Auswechſelung der darüber auszufertigenden Ratifikations Urkunden BEN: 
ſpäteſtens binnen vier Wochen in Berlin bewirkt werden. 1 


Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 15 
und beſiegelt. 5 . 


So geſchehen Berlin, den 5. Auguft 1867. 


(. S.) Ludwig Auguft Wilhelm Heiſe. 
(JL. S.) Paul Ludwig Wilhelm Jordan. 


a (L. S.) Johann Ferdinand Wagner, 
: Ritter von Wagensburg. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratiftzirt und die Auswechſelung der Kati 
kations⸗Urkunden zu Berlin bewirkt worden. 
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Beſtimmungen 


der 


Konzeſſionirung der Eiſenbahnſtrecke von einem geeigneten Punkte 
der nördlichen Staatsbahn bei Wildenſchwert bis zur Preußiſchen 
Grenze bei Mittelwalde. 85 


a) Die Friſten, innerhalb deren, vom Tage der Konzeſſionsertheilung ab ge 
rechnet, der Bau dieſer Bahnſtrecke begonnen, gefördert und vollendet, 
und bis zu welcher die Bahn dem öffenklichen Verkehr übergeben we 
muß, werden von der Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſchen Regierung m 
Rückſicht auf die in dem Artikel III. des Staatsvertrages mit der König⸗ 
lich Preußiſchen Regierung vom 5. Auguſt 1867. getroffenen Vereinbarung 
feſtgeſetzt werden. i = 

p) Das diesfällige Bauprojekt und die Detailpläne find den kompetent 
Oeſterreichiſchen Behörden zur Genehmigung vorzulegen, und iſt fich be 
Baue der Strecke genau nach dieſen behördlich genehmigten Pläne 
benehmen. i i 

8 Es ſoll insbeſondere bei der Feſtlegung der Trace und der Au 
führung des Bahnbaues den militairiſchen Anforderungen volle Rechnun 
getragen und jene Theile der Kunſtbauten, bei denen es verlangt wir 
mit Sprengvorrichtungen verſehen werden. 

Ueberdies aber haben die betreffenden Konzeſſionaire ſich den für d 
Eiſenbahnbau in Oeſterreich allgemein geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, 
und zwar insbeſondere den Normen zu unterwerfen, welche der H. 10. 
des Eiſenbahn⸗Konzeſſionsgeſetzes vom 14. September 1854. (Reichs⸗ 
geſetzblatt vom Jahre 1854. Nr. 238.) hinſichtlich der bei den Begehungs⸗ 
ommiffionen feſtzuſtellenden Vorkehrungen gegen Feuersgefahr und fon 
ſtige Beſchädigungen, dann in Betreff der Herſtellung von durch den 
Eiſenbahnbau unbenutzbar gewordenen Wegen, Brücken und ſonſtigen 
Kommunikationsmitteln, ferner der Herſtellüng beſonderer früher nicht 
vorhandener, durch die in Folge des Eiſenhahnbaues aber eintretenden 
Kommunikationsſtörung etwa nothwendig werdenden Bauten an Straßen, 
Brücken und Dämmen, dann Einfriedungen oder Abſperrungen anor 


e) Den Konzeſſionairen wird zum Zwecke des Baues der gedachten Eiſen⸗ 
bahnſtrecke auf Oeſterreichiſchem Gebiete das Recht der Exproprialn 


iften in An⸗ = 
0 der hierzu 
i 


chen Bahn 

d) Die Konzeſſionaire haben die Errichtung von Staats⸗Telegraphenleitun⸗ 

gen längs der Eiſenbahnſtrecke und auf ihrem Grund und Boden un⸗ 
entgeltlich zu geſtatten. 

Im Falle ſolche Leitungen erbaut werden ſollten, geſtattet die 
Staatsverwaltung andererſeits die Anbringung der Bahnbetriebs⸗Telegra⸗ 
phenleitung an ihren Säulen. f 

Was die näheren Modalitäten der Errichtung, Erhaltung und 
Benutzung des Bahntelegraphen anbelangt, jo find die Konzeſſionaire 
gehalten, diesfalls mit der Kaiſerlich Königlichen Staatstelegraphen⸗ 
Anſtalt ſeiner Zeit ein eigenes Uebereinkommen zu treffen, um der 
Staatsverwaltung den Einfluß auf die Handhabung des Betriebs⸗ 
Telegraphendienſtes und die Ueberwachung deſſelben zu ermöglichen und 
zu ſichern. 5 


Rückſichtlich der Einmündung der in Rede ſtehenden Bahn in die Linie 
der nördlichen Staatsbahn bei Wildenſchwert, dann in Betreff der aus 
dieſem Anlaſſe erforderlichen Herſtellungen und Bauten auf dem Sta⸗ 
tionsplatze Wildenſchwert oder in der Nähe deſſelben und in Betreff der 
Einrichtung des Betriebsdienſtes daſelbſt haben die Konzeſſionaire das 
Einverſtändniß mit der Kaiſerlich Königlich privilegirten Oeſterreichiſchen 
Staats⸗Eiſenbahngeſellſchaft zu pflegen, wie dies bezüglich des Dienſtes 
in der Wechſelſtation Mittelwalde in analoger Weiſe im Artikel XVII. 
des Staatsvertrages vorgeſehen iſt. Das diesfällige Uebereinkommen iſt 
der Oeſterreichiſchen Regierung zur Genehmigung vorzulegen, welcher es 
auch vorbehalten bleibt, im Falle, daß in einer oder der anderen Be⸗ 
ziehung kein Einverſtändniß der beiden Bahn⸗Anternehmungen erzielt wer⸗ 
den ſollte, nach Maaßgabe der beſtehenden Geſetze und unter Berückſich⸗ 
tigung der Beſtimmungen des Staatsvertrages die Entſcheidung zu treffen. 
Was insbeſondere die Beſorgung des Grenzdienſtes in der Wechſel⸗ und 
Uebergangsſtation Mittelwalde betrifft, ſo wird durch Spezialverhand⸗ 
lungen der betreffenden Verwaltungszweige beider Staaten ſeiner Zeit noch 
näher feſtgeſtellt werden, in welcher Zahl und Ausdehnung in der ge⸗ 
nannten Station nach Maaßgabe der jeweiligen Verkehrsverhältniſſe, 
Amts⸗ und Manipulationslokalitäten für den Oeſterreichiſchen Zoll⸗, Po⸗ 
lizei⸗ö, Poſt⸗ und Staats⸗Telegraphendienſt und eventuell auch Wohnungs⸗ 
räume für die anſtändige Unterkunft der Oeſterreichiſchen Zoll⸗ und 
Polizeibeamten und Diener und der Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſcher 
Seits dort etwa ſtationirten Finanzwach⸗Angeſtellten, deren Zahl in 
keinem Falle die bei anderen Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſchen Grenz⸗ 
zollämtern mit gleichen Abfertigungsbefugniſſen übliche Anzahl über⸗ 
ſchreiten wird, zu beſchaffen und zu erhalten ſeien. i 

Gr. 6896“) 233. Die 


nach den Beſtimmungen der diesfälligen geſetzli 
ſehung jener Räume zugeſtanden, welche nach der Entſcheidun 

berufenen Oeſterreichiſchen Behörden zur Ausführung der frag 
für unumgänglich nothwendig erkannt werden. 


e 


— 


) Bei der Ausführung des Betriebes auf der in Rede ſtehenden Eiſenbahn⸗ 


Die Ausführung der ſo ermittelten Herſtellungen wird im direkten 
Einvernehmen der beiderſeitigen Regierungen erfolgen, es haben jed 
die Konzeſſionaire der Eiſenbahnſtrecke von einem geeigneten Punkte der 
nördlichen Staatsbahn bei Wildenſchwert bis zur Oeſterreichiſch-Preußi⸗ 
ſchen Grenze bei Mittelwalde die Verpflichtung auf ſich zu nehmen, den 
jährlichen Miethszins, mit welchem die Kaiſerlich Königlich Oeſterreiche⸗ 
ſchen Aemter für die gedachten Amts- und Wohnungsräume in Anſpruch 
genommen werden follten, regelmäßig an den Oeſterreichiſchen Staats⸗ 
ſchatz zurückzuvergüten. 


ſtrecke haben ſich die Konzeſſionaire den diesfalls beſtehenden oder noch zu 
erlaſſenden Oeſterreichiſchen Geſetzen (inſofern ſich dieſelben mit dem ab⸗ 
geſchloſſenen Staatsvertrage nicht in Widerſpruch befinden) zu unter⸗ 
werfen. Insbeſondere haben ſich dieſelben nach den Vorſchriften der 
Eiſenbahnbetriebs-Ordnung vom 16. November 1851. (Reichsgeſetzblatt 
vom Jahre 1852. Nr. 1.) zu benehmen und daher auch zu nachfolgenden 

Leiſtungen zu verpflichten; e 


1) Dem hohen Oeſterreichiſchen Aerar iſt der den Verkehrsverhältniſſen 
entſprechende Mehraufwand zu erſetzen, welcher demſelben aus Anlaß 
der bezüglichen Bahn für die gefällsamtliche Ueberwachung und die 
eigentliche Polizeiaufſicht zur Laſt fällt; auch ift nach Maaßgabe des 
$. 88. des vorbezeichneten Geſetzes den Beamten der betroffenen 

Verwaltungszweige bei den in Angelegenheit der Eiſenbahn vorkom⸗ 
menden Dienſtreiſen die freie Fahrt zu gewähren. N 


Die Konzeſſionaire haben allen Anforderungen zu entſprechen, welche 
zur Befriedigung der nachſtehend bezeichneten Befugniſſe der Kaiſer⸗ 
lich Königlichen Poſtverwaltung Seitens der Kaiſerlich Königlichen 
Eiſenbahn⸗Aufſichtsbehörde an dieſelben geſtellt werden. s 1 
Die Kaiſerlich Königliche Poſt iſt unentgeltlich zu befördern, 
und die e hat für je einen Zug in ide Richtung die 
Abfahrtsſtunden und die Fahrgeſchwindigkeit zu beſtimmen, kann 
weiter aber ſelbſt jene Züge, deren Abfahrts- und Ankunftsſtunden 
lediglich von der Bahnverwaltung beſtimmt werden, event. un⸗ 
entgeltlich zur Poſtbeförderung benutzen. a 
Die Kaiſerlich Königliche Poſtverwaltung iſt ferner berechtigt, 
entweder die Beiſtellung zu Poſtzwecken vollkommen eingerichteter 
Hüttelwagen von Seiten der Bahnverwaltung zu verlangen, oder 
ſich eigener Poſtwaggons zu bedienen und die unentgeltliche Be⸗ 
örderung der einen oder anderen dieſer Poſtwaggons, ſowie der 
die Poſtſendungen begleitenden Beamten und Diener, die gute In⸗ 
ſtandhaltung und die gehörige Bewahrung und Beaufſichtigung die⸗ 
fer Waggons in den Räumen und auf Koſten der Bahnanſtalt, 
an die unentgeltliche Beleuchtung derſelben von der letzteren zu 
ordern. 3 
Wenn 


2 


— 


. RR TER 


3 


Wenn die Kaiſerlich Königliche Poſtverwaltung auf der in 
Oeſterreich konzeſſionirten Bahnſtrecke eine ambulante Poſt einzufüh⸗ 


ren findet, ſo ſind anſtatt der achträderigen oder vierräderigen ge⸗ 
wöhnlichen Wagen die hierzu erforderlichen acht⸗ oder vierräderigen, 
nach den Anforderungen der Poſtanſtalt eingerichteten Poſt⸗Ambu⸗ 
lancewagen von den Konzeſſionairen ohne Entgelt herzuſtellen und 
zu erhalten. i 

Sollte bei irgend einem für die Beförderung von Brief⸗ 
packeten oder Poſtſendungen beſtimmten Zuge kein Poſtwaggon 
beigeſtellt werden und keine Begleitung durch Poſtbedienſtete ſtatt⸗ 
finden, ſo ſind die Bahnbedienſteken zu verpflichten, auch die Ueber⸗ 


nahme und Uebergabe der mit dem betreffenden Zuge zu befördern⸗ 


— 


den Poſteffekten zu pflegen und dieſelben während des Transportes 
gehörig zu verwahren. Wenn bei Fällen dieſer Art Poſtſendungen 
durch Verſchulden der Bahnbedienſteten in Verluſt gerathen oder 
beſchädigt werden ſollten, ſo haben die Konzeſſionaire zur Erlangung 
des Erſatzes von den Schuldtragenden behülflich zu ſein. In jenen 
Bahnhöfen, welche in der Nähe von Poſtorten erbaut und zu 
welchen von den nächſtgelegenen Poſtämtern Poſtverbindungen vor⸗ 
ausſichtlich eingerichtet werden, ſollen Kammern zur einſtweiligen 
ſicheren Aufbewahrung der Poſtſendungen eingeräumt werden. 

In jenen Fällen, wo der Poſtdienſt auf der in Oeſterreich 
gelegenen Strecke mehr als Einen achträderigen (oder zwei vier⸗ 
räderige) Wagen erfordern würde, hat übrigens die Bahnverwaltung 
für jeden weiter beizuſtellenden Wagen auf eine billige Entſchädigung 
pro Bahnmeile Anfpruch, 


Wenn die Strecke von einem Punkte der nördlichen Staatsbahn 
bei Wildenſchwert bis zur Oeſterreichiſch⸗Preußiſchen Grenze bei 
Mittelwalde für Oeſterreichiſche Militairtransporte benutzt werden 
ſollte, ſind dieſelben nach herabgeſetzten Preiſen zu befördern, 
und haben die Konzeſſionaire dem am 10. Dezember 1860. zwiſchen 
dem Kaiſerlich Königlichen Kriegsminiſterium und den größeren 
Eiſenbahnanſtalten Oeſterreichs abgeſchloſſenen Uebereinkommen über 
die Tarifſätze aller Gattungen von ſolchen Transporten beizutreten. 


g) In Anſehung des für die fragliche Bahnſtrecke überhaupt eintretenden 
Tarifs dürfen keine höheren Tarifgebühren und keine ungünſtigeren 
Transportbedingungen feſtgeſetzt werden, als auf den Linien der nörd⸗ 
lichen Staatsbahn. f : 


h) Die Konzeſſionaire haben die Verpflichtung, für den innerhalb des Oeſter⸗ 
reichiſchen Staatsgebiets ftattfindenden Dienſt ſolche Beamte, Diener oder 
Arbeiter, welche wegen Verbrechen oder Vergehen, wegen Schleichhandel 
oder ſchwerer Gefällsübertretungen rechtskräftig verurtheilt, oder blos 
wegen Mangel rechtlicher Beweiſe von der Unterſuchung enthoben worden 


find, 


) Die Konzeſſionaire verzichten von vornherein auf jede Exfahleiftung ode 
Vergütung für ſolche Bahnzerſtörungen, welche in Kriegsfällen au 
milikairiſchen Gründen etwa vorgenommen werden müßten. 8 

k) Die Konzeſſion wird auf neunzig Jahre vom Tage der Ausfertigung d 
Konzeſſions⸗Urkunde verliehen werden. d 8 


Nach Ablauf dieſer Konzeſſionsdauer hat die d Ba 
ſtrecke von einem Punkte der nördlichen Staatsbahn bei ſch 


bis zur Oeſterreichiſch-Preußiſchen Grenze bei Mittelwalde mit alle 
beweglichen Zubehör in das freie unbelaſtete Eigenthum der Oeſterreicht 
ſchen Staatsverwaltung überzugehen. 5 B 


ahn. 
uf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 27. April d. J. will Ich gene 
migen, daß die Verwaltung der Strecke der e Weſtbahn von Rheine 
is Emden vom 1. Januar 1868. ab auf die Direktion der Weſtphäliſchen Staats 
ſenbahn übertragen wird. a 2 5 55 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 1. Mai 1867. 


Wilhelm. „ 
Gr. v. Bis marck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


das Staatsminiſterium. ‘ 


=> 
NS 5 5 £ 
erhöchſter Erlaß vom 28. Septembe betre ebergan 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung an den Präſidenten des S 
15 miniſteriums. 8 5 1 a 
Au den 5 des Staatsminiſteriums vom 24. d. M. beſtimme Ich, da 
die Verwaltung des Poſt⸗ und Telegraphenweſens vom 15. Oktober d. I. ab 
von dem Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten mit den von 
demſelben als Chef des Poſt⸗ und Telegraphenweſens bisher geübten Befugni 
auf den Präsidenten des Staatsminiſteriums übergehe und unter deſſen Verant⸗ 
wortlichkeit im Zuſammenhange mit der vom 1. Januar k. J. ab dem Bund 
kanzler zuſtehenden Verwaltung des Poſt⸗ und Telegraphenweſens des Nor 
deutſchen Bundes bearbeitet werde. e 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. f a 


Schloß Mainau, den 28. September 1867. 
Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenbur: 


Br Redigirt im Büreau des Stants-Minifteriume. 
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